
Die Linke – wählen, Die Linke – wählen, 

aufbauen und verändern!
aufbauen und verändern!

Vorschläge für den Wahlkampf und den Aufbau der 

Partei Die Linke 
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mehr Infos und aktiv werden unter:

Die Linke befindet sich in einer 
widersprüchlichen Situation. Par-
lamentarisch droht der Partei in 
vielen Ländern und auf Bundes-
ebene die Bedeutungslosigkeit. In 
Brandenburg flog sie sogar aus 
dem Landtag. Das ist die Quittung 
für die Regierungskoalitionen mit 
SPD und Grünen. Hier haben Linke-
Wähler*innen (und solche, die es 
hätten werden können) die Erfah-
rung gemacht, dass sich solche Re-
gierungen nicht grundlegend von 
anderen Koalitionen unterscheiden 
und im schlimmsten Fall Kranken-
hausschließungen, Privatisierun-
gen usw. mittragen. Die Linke wird 
so mehr und mehr als eine Partei 
des Establishments betrachtet. 

Gleichzeitig sind aber seit dem 
Austritt von Sahra Wagenknecht 
und ihren Unterstützer*innen über 
11.000 Menschen in Die Linke ein-
getreten und wird aus vielen Kreis-
verbänden von einer Aktivierung 
und Aufbruchstimmung unter den 
Mitgliedern berichtet. 

Der Bundestagswahlkampf kann 

vor diesem Hintergrund eine Chan-
ce sein, diese Aufbruchstimmung 
für eine Wahlkampagne zu nutzen, 
die die Partei über die Fünf-Prozent-
Hürde bringt. Gleichzeitig wäre ein 
Scheitern an derselben eine politi-
sche, organisatorische und finan-
zielle Katastrophe für die Partei. Es 
geht also um viel, wenn nicht gar 
um alles.

Linke Opposition
Die Linke ist – trotz aller Be-

schränktheiten, Fehler und Anpas-
sung in Richtung SPD und Grüne 
– die einzige Stimme einer linken 
Opposition, die den Einzug in den 
Bundestag schaffen kann und in 
vielen Landtagen und Kommunal-
parlamenten vertreten ist. Ein Bun-
destag ohne Die Linke würde die 
politischen Kräfteverhältnisse in 
der Bundesrepublik zuungunsten 
der Arbeiter*innenklasse verschie-
ben. Deshalb ruft auch die Sol zur 
Wahl der Linken auf und beteiligen 
sich unsere Mitglieder, von denen 
viele auch Linke-Mitglied sind, am 
Wahlkampf der Partei. 

So wie die Ursachen der Krise der 
Linken in ihrer politischen Aus-
richtung liegen, so muss ein Aus-
weg aus derselben auf einer ver-
änderten politischen Ausrichtung 
basieren. Alle Haustürgespräche 
und anderen Wahlkampfaktivitä-
ten sind wichtig, werden aber ver-
puffen, wenn es keinen Bruch mit 
wesentlichen Aspekten der bis-
herigen Politik und keinen Kurs-
wechsel gibt.

Nötig ist, als sozialistische Oppo-
sition gegen die vielen Missstände 
im Land und die zu erwartenden 
Angriffe der nächsten Regierungen 
zu kämpfen, sowie den Fokus auf 
den Aufbau von außerparlamenta-
rischem Widerstand auf den Stra-
ßen, in den Betrieben, Schulen und 
Unis zu legen – ohne antirassisti-
sche Prinzipien zu verstecken. 

Neuausrichtung nötig
Der Parteitag der Linken im Ok-

tober markierte weder eine Aufar-
beitung der Ursachen der Krise der 
Partei noch eine wirkliche politi-
sche Neuausrichtung. Zwar wurde 
auffällig oft in Reden von der “Ar-



beiter*innenklasse” und der Not-
wendigkeit eines “Klassenstand-
punktes” gesprochen. Doch was 
das hinsichtlich der drängenden 
Fragen von den Kriegen (nicht nur) 
in der Ukraine und im Nahen Os-
ten, Arbeitsplatzabbau, Haushalts-
kürzungen, Klimakrise etc. kon-
kret heißt, wurde nicht geklärt. Die 
Wahlniederlagen in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen werden im 
Leitantrag nicht einmal erwähnt 
und die Politik der Regierungsbe-
teiligungen mit prokapitalistischen 
Parteien nicht in Frage gestellt.

Aber die vielen neuen Mitglieder 
und der allgemeine Gedanke, dass 
in der Partei etwas verändert wer-
den muss, bieten die Gelegenheit, 
diese Fragen wieder offensiver zu 
diskutieren. Dass einige Vertre-
ter*innen der Parteirechten (wie 
Klaus Lederer und Elke Breitenbach 
in Berlin) nun die Partei verlassen, 
kann dabei nur helfen. Ob das aus-
reichen wird, den entstandenen 
Schaden in der Wahrnehmung der 
Partei in der Arbeiter*innenklasse 
wett zu machen, ist jedoch zu be-
zweifeln. 

Aber Die Linke kann einen Bei-
trag zur Bildung einer massen-
haften sozialistischen Arbeiter*in-
nenpartei leisten, wenn sie oder 
zumindest Teile der (mitunter neu-

en) Aktiven bereit sind, die Lehren 
aus der Krise zu ziehen.

Lehre 1 – Kapitalismus be-
kämpfen statt verwalten

In einem von einer multiplen 
Systemkrise heimgesuchten Ka-
pitalismus sind eine substanzielle 
Verbesserung der Lebensverhält-
nisse der arbeitenden Menschen, 
Frieden, Stop des Klimawandels 
und weiterer Umweltzerstörung, 
eine Ende von Diskriminierungen 
etc. durch eine systemimmanente 
Reformpolitik eine Illusion. Real-
politik muss revolutionär in dem 
Sinne sein, dass sie den Bruch mit 
den kapitalistischen Eigentums- 
und Machtverhältnissen mitdenkt, 
statt diesen zu scheuen. In Regie-
rungskoalitionen mit prokapitalis-
tischen Parteien, wie es SPD und 
Grüne sind, kann aber nur eine 
systemimmanente Politik betrie-
ben werden, der Kapitalismus also 
nur verwaltet werden. Spätestens 
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen 
führt das dann zwangsläufig zu 
einer Politik gegen die Interessen 
der lohnabhängigen Bevölkerung 
und der sozial Benachteiligten. 
Das zeigen alle Erfahrungen lin-
ker Regierungsbeteiligungen, ob 
in den deutschen Bundesländern 
oder international. Das „rebellische 
Regieren“, wie es Teile der Linken 
in den letzten Jahren propagiert 
haben, ist eine Illusion. Er-
gebnis ist bes- t e n f a l l s , 

dass die Regierungspoli-
tik ein wenig besser, die 

Partei aber viel schlechter 
wird – und sich damit von 
ihrer eigentlichen Aufgabe 

weiter entfernt, die im Aufbau 
einer Massenkraft zur Überwin-

dung des Kapitalismus bestehen 
sollte. Statt mehr Menschen davon 
zu überzeugen, führen Regierungs-

Partei nicht mehr ausgeschlossen 
wird) dazu, dass gerade die aktivs

koalitionen mit SPD und Grünen 
(und erst Recht mit der CDU, wie 
sie ja nun auch von Teilen der 

-
ten Teile der Arbeiter*innenklasse 
und der Jugend in einen Konflikt 
mit der Regierungspolitik geraten 
und sich von der Partei entfernen. 
Wir erinnern deshalb an den alten 
Wahlspruch der PDS: Veränderung 
beginnt mit Opposition. Regieren 
sollten Linke nur dann, wenn sie 
dadurch tatsächlich sozialistische 
Politik umsetzen und den Sturz des 
Kapitalismus befördern können.

Lehre 2 – Sozialistisches Pro-
gramm nötig

Wir treten für ein sozialisti-
sches Programm der Linkspartei 
ein. Das bedeutet nicht einfach, 
dass das Programm ein allgemei-
nes Bekenntnis zum Sozialismus 
enthalten soll. Es bedeutet auch 
nicht, dass wir vorschlagen, Die 
Linke solle jetzt vor allem und bei 
jeder Gelegenheit die rote Fahne 
auspacken und den Sozialismus 
propagieren. Ein sozialistisches 
Programm bedeutet, Forderungen 
aufzustellen und dafür zu kämp-
fen, die die Bedürfnisse der Men-
schen und der Umwelt zum Aus-
druck bringen und sich nicht an 
den so genannten Sachzwängen 
der kapitalistischen Verhältnisse 
orientieren. Das macht es in der 
heutigen Krise des Kapitalismus 
zwingend nötig die Eigentums-
frage immer wieder in den Mittel-
punkt zu stellen – ob hinsichtlich 
der Enteignung von Immobilien-
konzernen, um die Mieten herab-
zusenken; der Verstaatlichung der 
Autoindustrie, um Arbeitsplätze 
zu retten und die Produktion sinn-
voll umzustellen oder der Schaf-
fung eines komplett öffentlichen 
Gesundheitswesens, um gute 
Arbeitsbedingungen für das Pfle-
gepersonal und eine umfassende 
Gesundheitsversorgung für alle 
zu erreichen (um nur drei Beispie-
le zu nennen). Ein sozialistisches 
Programm bedeutet, an allen Fra-
gen den Klassencharakter dieser 
Gesellschaft offen zu legen und 
die Klasseninteressen der lohnab-
hängigen Bevölkerung zum Aus-
druck zu bringen. Und es bedeu-
tet, jeden noch so kleinen Kampf 
für Verbesserungen im Hier und 
Jetzt mit der Perspektive einer 



sozialistischen Gesellschaftsver-
änderung zu verbinden.

Lehre 3 – Primat des Klassen-
kampfs

Eine sozialistische Partei ist Mit-
tel zum Zweck. Zweck ist die Ver-
änderung der Gesellschaft, wozu 
massenhafte Selbstorganisation, 
Kämpfe, Streiks, Bewegungen nötig 
sind. Darauf sollte eine linke Partei 
ihre Aktivitäten ausrichten. Das 
bedeutet, dass außerparlamentari-
sche Arbeit im Fokus stehen sollte 
und die parlamentarische Arbeit 
dafür vor allem eine Hilfe sein soll-
te. Das Parlament als Bühne für den 
Klassenkampf und den Sozalismus 
nutzen, statt im parlamentarischen 
Sumpf von kleinen Anfragen und 
Gesetzesinitiativen unterzugehen! 

Lehre 4 – Erneuerung und 
Demokratisierung (statt Pro-
jekt Silberlocke)

Es ist gerade viel von Erneuerung 
der Partei die Rede. Gleichzeitig 
wird das „Projekt Silberlocke“ be-
trieben, was das Gegenteil von Er-
neuerung darstellt. 

Erneuerung muss aus unserer 
Sicht bedeuten, dass Die Linke 
wirklich zur Mitgliederpartei wird, 
in der erstens ein Primat der Partei 
über den Parlamentsfraktionen auf 
allen Ebenen bestehen muss und 
zweitens die Mitglieder über geleb-
te demokratische Strukturen Inhalt 
und Kurs der Partei selbst bestim-
men und mit der Praxis Schluss ge-
macht wird, dass letztlich wichtige 
Entscheidungen doch nur im klei-
nen Kreis und Wahlkampfinhal-
te von Werbeagenturen bestimmt 
werden. 

Voraussetzungen dafür sind aus 
unserer Sicht unter anderem eine 
jederzeitige Wähl- und Abwähl-
barkeit von Funktionär*innen und 
Mandatsträger*innen (im Sinne 
einer Aufforderung, ggf. ihr Mandat 
abzugeben), Ablehnung jeglicher 
Privilegien für Funktionär*innen 
und Mandatsträger*innen und eine 
Begrenzung von Hauptamtlichen-
löhnen und Diäten (im Sinne einer 
entsprechenden verpflichtenden 
Abgabe) auf einen durchschnitt-
lichen Facharbeiter*innenlohn, 
wie es die neuen Vorsitzenden Ines 
Schwerdtner und Jan van Aken 

praktizieren. Aber es geht um mehr: 
Genauso nötig sind Bildungsange-
bote, Diskussionsforen, Mitglieder-
zeitschriften auf allen Ebenen, in 
denen Debatten stattfinden können 
etc. – das Ortsverbänden und Ba-
sisorganisationen zuletzt das An-
tragsrecht bei Bundesparteitagen 
genommen wurde, ist diesbezüg-
lich ein Schritt in die falsche Rich-
tung. 

Für einen kämpferischen 
Wahlkampf

Die unter dem Motto „Alle reden, 
wir hören zu“ begonnene Kampag-
ne für Haustürgespräche muss nun 
zum Wahlkampf gemacht werden 
– und statt nur zuzuhören sollte der 
Geist sein: „Wir haben Antworten 
auf die Krise des Kapitalismus!“

Es darf keinen Anti-Merz-Wahl-
kampf geben, der den Eindruck 
erweckt, es gebe ein linkes Lager 
gemeinsam mit SPD und Grünen. 
Das zu erwartende „linke Blinken“ 
dieser Parteien muss als solches 
benannt werden. Es ist nötig, einen 
klaren Oppositionswahlkampf zu 
führen und da, wo sich gerade Be-
wegungen gegen Kürzungen oder 
gewerkschaftliche Kämpfe entwi-
ckeln, diese gerade auch während 
des Wahlkampfs massiv zu unter-
stützen. . 

Die Linke sollte einen kämpferi-
schen Wahlkampf mit einem Fo-
kus auf einige zentrale Themen 
führen. Diese sollten sein:

 ■ Die Rettung der Arbeitsplätze 
bei VW und anderen 
Industrieunternehmen 
durch Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohnausgleich, 
Überführung der Konzerne 
in öffentliches Eigentum 
und einen demokratisch 
aufgestellten Plan zur 
Umstellung der Produktion 
auf sinnvolle und nachhaltige 
Produkte

 ■ Die Instandsetzung des 
maroden Gesundheitswesens 
und des öffentlichen Nah- und 
Fernverkehrs – finanziert aus 
den Gewinnen der Banken und 
Konzerne und den Vermögen 
der Superreichen

 ■ Schaffung von bezahlbarem 

Wohnraum durch Enteignung 
der Immobilienkonzerne, 
Einführung einer Kostenmiete 
und Bau öffentlicher 
Wohnungen

 ■ Maßnahmen gegen die 
weiterhin viel zu hohen Preise 
und zu niedrigen Löhne

 ■ Opposition gegen die 
kapitalistischen Kriege und 
Waffenlieferungen an die 
Ukraine und Israel und gegen 
Aufrüstung und Militarisierung

 ■ Rettung des Klimas durch 
von den Reichen, Banken 
und Konzernen finanzierte 
Maßnahmen statt die Masse 
der bevölkerung dafür zahlen 
zu lassen

Forderungen und Maßnahmen 
zur Lösung dieser Missstände müs-
sen an die Grundfesten des kapi-
talistischen Systems gehen, sonst 
werden sie unwirksam sein: demo-
kratisches öffentliches Eigentum 
statt Privateigentum an Konzernen 
und Banken und massive Besteue-
rung des unverschämt hohen an-
gehäuften privaten Reichtums. Die 
Linke sollte einen wirklich linken 
Wahlkampf führen und sich damit 
profilieren, dass sie die Partei gegen 
kapitalisische Kriege und obszöne 
Reichtumskonzentration ist, die 
bereit ist, sich wirklich mit den Rei-
chen und Mächtigen anzulegen. 

Integraler Bestandteil des Wahl-
kampfs muss eine Botschaft der 
Solidarität mit allen diskriminier-
ten Minderheiten – Migrant*innen, 
Geflüchtete, LGBTQI*-Personen, 
Behinderte -, mit ebenso von Dis-
kriminierung betroffenen Frauen, 
mit allen für ihre legitimen Rech-
te kämpfenden Gruppen sein. Das 
Thema Migration sollte nicht ge-
mieden werden, wie es die KPÖ in 
Österreich praktiziert, sondern of-
fensiv und selbstbewusst eine anti-
rassistische Position vertreten wer-
den, die Solidarität mit Geflüchteten 
propagiert und erklärt, dass der 
Kampf gegen Fluchtursachen der 
Kampf gegen den Kapitalismus ist.

Die 5-Prozent-Hürde packen!
Wenn Die Linke einen solchen 

Wahlkampf überzeugend angeht, 
wenn ihre Kandidat*innen er-
klären, dass sie von den überhöh-



Veranstaltung & Kontakt

Kapitalismus bedeutet Krise, 
Kriege, Sozialabbau, Umweltzer-
störung und Diskriminierung. 
Dagegen muss massenhafter 
Widerstand organisiert werden. 
Dafür sind wir aktiv und bau-
en eine internationale, sozialis-
tische Organisation auf. Dafür 
kämpfen unsere Mitglieder in 
den Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen und der Partei DIE 
LINKE. Wir treten für kämp-
ferische und demokratische 
Gewerkschaften und für den 
Aufbau einer sozialistischen Ar-
beiter*innenpartei ein.
Der Kapitalismus ist eine Klas-
sengesellschaft. Die Interessen 
der arbeitenden Klasse und der 
Kapitalist*innenenklasse sind 
unvereinbar. Deshalb kann die-
ses System nicht zu einer sozial 
gerechten Gesellschaft refor-
miert werden, die Macht- und 
Eigentumsverhältnisse müssen 
grundlegend verändert werden. 
Deshalb gilt es, den Kampf für 
Verbesserungen mit dem Kampf 
für eine sozialistische Gesell-
schaft zu verbinden. Sozialis-
mus bedeutet, dass Banken und 
Konzerne in Gemeineigentum 
sind und die Gesellschaft demo-
kratisch durch die arbeitende 
Bevölkerung kontrolliert und 
verwaltet wird. Das hat nichts 
mit den stalinistischen Diktatu-
ren zu tun, die in der DDR oder 
der Sowjetunion existierten.
Wir sind Teil der weltweiten 
sozialistischen Organisation 
Komitee für eine Arbeiter*in-
neninternationale. Ziel ist der 
weltweite Aufbau sozialistischer 
Massenorganisationen, die der 
Arbeiter*innenklasse helfen 
können, den Kapitalismus durch 
Massenbewegungen zu stürzen 
und durch eine sozialistische 
Demokratie zu ersetzen.

Dafür kämpft die Sol

ten Diäten nur annehmen, was 
einem durchschnittlichen Fach-
arbeiter*innenlohn entspricht und 
den Rest spenden werden, wenn 
sich die Bundespartei endlich von 
kapitalismusfreundlicher Regie-
rungspolitik in Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern und Thüringen 
distanziert, dann könnte unter den 
Mitgliedern und Unterstützer*in-
nen der Partei eine Mobilisierung 
erreicht werden, die die Partei über 
die Fünf-Prozent-Hürde bei den 
Bundestagswahlen trägt.

Das wäre zusammen mit kon-
sequenten Kämpfen der Gewerk-
schaften für die Interessen der ab-
hängig Beschäftigten und gegen 
Kürzungen auf allen Ebenen auch 
das beste Mittel, um die AfD im 
Zaum zu halten.

Neue sozialistische Arbei-
ter*innenpartei

Damit wäre die Krise der Partei 
noch nicht überwunden, aber der 
Niedergang erst einmal unterbro-
chen und dann könnte eine not-
wendige Debatte stattfinden, wel-

chen Beitrag Die Linke – zusammen 
mit anderen Kräften aus Gewerk-
schaften und sozialen Bewegungen! 
– zur Schaffung einer Massenpartei 
von Arbeiter*innen und Jugend-
lichen mit einem sozialistischen 
Programm leisten kann, die so drin-
gend nötig ist, um die Interessen der 
Arbeiter*innenklasse zu vertreten 
und die Gesellschaft zu verändern. 
Den Anspruch, dass Die Linke sich 
allein zu einer solchen Partei entwi-
ckeln wird, sollte sie aufgeben und 
sich stärker der Zusammenarbeit 
mit in Kampagnen und Bündnis-
sen aktiven Arbeiter*innen und Ju-
gendlichen, sowie anderen linken 
und gewerkschaftlichen Kräften, 
auch bei Wahlantritten, öffnen – um 
in der Zukunft eine wirkliche Mas-
senpartei zu schaffen.

Die Sol will dazu einen Beitrag 
leisten. Wir sind überzeugt davon, 
dass eine solche Partei auf dem 
Weg zur sozialistischen Verände-
rung der Gesellschaft nötig ist und 
dass sie umso erfolgreicher aufge-
baut werden kann, je stärker die 
marxistischen Kräfte darin sind. 

 


	Text1: 


